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Leserbrief zu den Artikeln von Ivo Bozic

(5.12.) und Oliver Tolmein (6.12.) und

unserer Stellungnahme (29.11.).
Da letzterer zum Teil ein Schuß in den

Ofen war und Eure Kommentare dazu

auch nicht gerade der Weisheit letzter

Schluß, würden wir es gut finden, Ihr
druckt das hier auch noch ab.

Wir hatten völlig unterschätzt, daß un­

ser Text nach 2 Ih jährigem Schweigen
als demonstratives »Nichts-sagen« zu den
Erklärungen von Helmut Pohl und Birgit
Hogefeld verstanden werden mußte. Das
war nicht unsere Absicht. Es hat sich für

uns nichts an der Notwendigkeit verän­
dert, die Geschichte der RAF und der ge­
samten Linken heute zu reflektieren. Es

liegt uns völlig fern, Beiträge von Genos­
sInnen dazu zu ignorieren. Wir wollten
zusammen mit anderen GenossInnen, die

nicht in der RAF organisiert sind, ein Re­
sümee der Geschichte der Linken - und

in ihr der RAF - ziehen und Schlußfolge­
rungen daraus für die Zukunft ableiten.
Das fanden wir zwar immer noch am be­

sten und zeitgemäß, hat sich aber als sehr
langwieriges Projekt herausgestellt. Des­
halb werden wir es demnächst doch unab­

hängig davon und doch wieder nur als
RAF machen. Die Stellungnahme vom
29.11. haben wir nur aus aktuellem Anlaß

geschrieben.
Oliver Tolmein schreibt, unsere Ableh­

nung von Geheimdienstprogrammen sei

sowieso klar gewesen. Hätten wir diese

Einschätzung auch gehabt, hätten wir

noch etwas länger geschwiegen.

Gerüchte in den ganzen letzten Jahren
ließen uns anderes befürchten. Natürlich

finden wir das erfreulich, wie er das ein­
schätzt. Immerhin haben ein Teil der Ge­

fangenen den »Bruch« mit uns unter der
Begründung »vollzogen«, sie müßten ei-

Brief an die junge Welt
9.12.1996

sentlich besser geschult sind, aber so ei­
ner war Steinmetz nicht - das ist doch ein

Punkt, an dem wir uns alle, die mit ihm

zu tun hatten, an den Kopf greifen müß­
ten: er hat nie was entwickelt, nichts ein­

gebracht, und trotzdem lief alles mit ihm

weiter - erst sein jahrelanges Dasein in
der Szene und dann auch der Kontakt zu

uns. Vielleicht scheint es so, daß die eige­
ne Verantwortung, der eigene Fehler ein
bißchen kleiner wäre, wenn aus Steinnetz

plötzlich der Politik-Crack wird, der an
ach so entscheidender Stelle die Politik

(der Guerilla) beeinflußte. Auf die Art

wird es dann unmöglich, die eigene

Struktur, die es möglich machte, so lange
mit einem Bullen zu tun gehabt zu haben,
zu verstehen.

Zugegeben: Es geht uns ziemlich auf
die Nerven, immer wieder mit »Wahrhei­
ten« über uns konfrontiert zu werden, die
mit uns nichts zu tun haben. Aber noch

wichtiger finden wir, nochmal zu sagen,
daß die Auseinandersetzung um diese Er­
fahrung, wie es möglich war, daß Stein­
metz sich so lange in der Szene halten
konnte, bis hin zum Kontakt mit uns, mit

der notwendigen Genauigkeit geführt
werden sollte. Alle, die mit ihm zu tun

hatten, sollten wirklich begreifen, wie das
so laufen konnte. Ehrlichkeit und Ernst­

haftigkeit sind hierfür unverzichtbar, da­
bei den Blick in erster Linie auf andere zu

richten oder sich in großen Verschwö­

rungstheorien weit ab der eigenen Ver­
antwortung zu verlieren, bringt nieman­
den weiter. Der oberflächliche Blick auf

die eigene Verantwortung verhindert es,
den Fehler zu begreifen. Und das öffnet

den nächsten Spitzeln schon wieder die
Türe.

Es gibt keine Berührungspunkte zwi­
schen denen, die das verantworten, und

den Auseinandersetzungen, die auf unse­
rer Seite notwendig sind, um im Prozeß

der sozialen Revolution das alles hinweg­

zufegen.

Brief an die Interim,
29. Novembn· 96
Ihr habt in eurer Nummer 387 einen

Brief von A.W. abgedruckt. Wir fanden's

gut, wenn ihr dazu was Kurzes von uns in
die interim bringt.

A.W schreibt zum Kontakt des VS­

Spitzels Steinmetz zu uns: »Ohne Stoff­
wechsel zwischen ihr und der legalen
Linken kann eine Guerilla nicht leben,

geschweige denn handeln. Daß eine der­
art wichtige Position sozusagen unter
Einfluß des Verfassungschutz stand,
macht den Verlauf der politischen Ent­
wicklung in den letzten Jahren klarer ...«

Eigentlich erwarten wir von GenossIn­
nen, die über uns und diese Geschichte
reden, schon, daß sie wahrnehmen, was

wir dazu gesagt haben (ausführlich im
März '94).

Über Steinmetz hatte der Verfassungs­
schutz keinen Einfluß auf politische Ent­

scheidungen, die die RAF getroffen hat.
Wir fragen uns, warum Andrea etwas

anderes vermitteln will. Zumal sie Stein­

metz kannte und mit ihm fast ein Jahr

lang »politische Diskussionen« ... »um

grundsätzliche Veränderung der Macht­

verhältnisse« geführt hatte. Eine solche
Diskussion mit Steinmetz muß wohl eher

Vortragscharakter gehabt haben. K.S. war

nicht einer, der größere Impulse in die
politische Diskussion bringen konnte, si­

cher gibt es auch Spitzel, die politisch we-

Hl Die Passage bezieht sich auf die Schlußerklärung von Birgit Hogefeld, die Ihre Abschlußer-
klärung im Prozeß mit einem entsprechenden Appell beendet hatte.

sich wie 1977, weil er immer noch mit

voller Härte versucht, jeglichen Wider­
stand auszumerzen, berücksichtigt nicht

die Realität von System und Gesellschaft.

Die Militarisierung ihrer Politik nimmt

umgekehrt die Entwicklung der kom­
menden Jahre oder vielleicht Jahrzehnte

vorweg. Das sind die Ausgangsbedingun­
gen, die sich der Linken stellen und die
wir uns nicht aussuchen können.

Das System braucht nicht die RAF,
sondern den Polizeistaat - als Umgehens­
weise mit den Widersprüchen, die das Sy­

stem selbst produziert. Das ist ihre gesell­
schaftliche Vision. Egal, ob Gruppen wie
die RAF existieren oder nicht. Die Aus­

einandersetzung um die Geschichte der
Linken macht für uns nur einen Sinn,

wenn sie zur Neubestimmung revolu­

tionärer Politik und Neuformierung einer
radikalen Linken beiträgt. Nur von da aus
wird es möglich sein, systemüberwinden­
de Visionen in die gesellschaftlichen Aus­
einandersetzungen zu tragen. Hierzu
wird es keine »Signale der Politik«J31 von
staatlicher Seite geben. Diese peitscht zu
Gunsten der Entwicklung des Kapitals
nach außen imperialistische Großmacht­
politik und nach innen eine neue Gesell­
schaft durch. Das ist ihre Konsequenz aus
der Krise des kapitalistischen Systems

und der Versuch, daraus als politische und

ökonomische Macht gestärkt hervorzuge­
hen. Deshalb das Roll-back dessen, was

innerhalb des Kapitalismus an sozialen

Rechten in der Metropole durchgesetzt

werden konnte. Armut und Ausgrenzung
werden in ganz anderem Ausmaß Be­

standteil der gesellschaftlichen Realität in

der Metropole sein. Staatlicher und ge­
sellschaftlicher Rassismus gehören zu den
am meisten bestimmenden Erscheinun­

gen des Lebens in Deutschland.
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